
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-

fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-

chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung der Direktorin beim Landtag. 
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1. Ba d e n-Württe mb e rg

2. Ba ye rn

3. Be rlin

4. Bra nd e nb urg § 36 Abs. 3 KV (Öffentlichkeit der Sitzungen): „Die Zulässigkeit von Ton- und 

Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen durch Presse, Rundfunk und 

ähnliche Medien kann in der Geschäftsordnung geregelt werden. Gleiches gilt für von der 

Gemeindevertretung selbst veranlasste Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und 

Bildaufzeichnungen. Im Übrigen sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und 

Bildaufzeichnungen nur zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder der 

Gemeindevertretung zustimmen."

5. Bre me n

6. Ha mb urg

§ 52 Abs. 3 HGO (Öffentlichkeit):

„Die Hauptsatzung kann bestimmen, dass in öffentlichen Sitzungen Film- und 

Tonaufnahmen durch die Medien mit dem Ziel der Veröffentlichung zulässig sind."

8. Me ck le nb urg -Vo rp o mme rn § 29 Abs. 5 KV (Sitzungen der Gemeindevertretung): „Die Sitzungen der 

Gemeindevertretung sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn 

überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner es 

erfordern. Der Ausschluss der Öffentlichkeit kann in diesem Rahmen in der Hauptsatzung 

oder durch Beschluss der Gemeindevertretung angeordnet werden. Über den Ausschluss 

der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und mit der Mehrheit aller 

Mitglieder der Gemeindevertretung entschieden. In öffentlichen Sitzungen der 

Gemeindevertretung sind Film- und Tonaufnahmen durch die Medien zulässig, soweit 

dem nicht ein Viertel aller Mitglieder der Gemeindevertretung in geheimer Abstimmung 

widerspricht."

9. N ie d e rsa chse n

10. No rd rhe in-We stfa le n

11. Rhe inla nd -Pfa lz

12. Sa a rla nd

13. Sa chse n

14. Sa chse n-Anha lt § 52 Abs. 5 KVG (Öffentlichkeit der Sitzungen): "In öffentlichen Sitzungen der Vertretung 

und ihrer Ausschüsse sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen 

durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien zulässig. Gleiches gilt für von der Vertretung 

und ihren Ausschüssen selbst veranlasste Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und 

Bildaufzeichnungen. Näheres ist in der Geschäftsordnung zu regeln."

15. Schle swig -Ho ls te in § 35 Abs. 4 GO (Öffentlichkeit der Sitzungen): "Unbeschadet weiter gehender 

Berechtigungen aus anderen Rechtsvorschriften kann die Hauptsatzung bestimmen, dass in 

öffentlichen Sitzungen Film- und Tonaufnahmen durch die Medien oder die Gemeinde mit 

dem Ziel der Veröffentlichung zulässig sind."

16. T hüring e n

7. He sse n



 

 

Landtag Rheinland-Pfalz      Drucksache 16/ 
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G e s e t z e n t w u r f  
 
der Fraktionen der  
 
 
 
 
...tes Landesgesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
 
 
A. Problem und Regelungsbedürfnis 
 
Eine wesentliche Voraussetzung für ein funktionierendes demokratisches Gemeinwe-
sen auf kommunaler Ebene sind Einwohner und Bürger, die am kommunalpolitischen 
Geschehen Anteil nehmen. Ohne die bürgerschaftliche Beteiligung und Mitwirkung an 
der kommunalen Selbstverwaltung ist lebendige örtliche Demokratie nicht möglich. 
Die Einbeziehung und direkte Teilhabe der Einwohner und Bürger in lokale Prozesse 
und Entscheidungen ist deshalb im kommunalen Raum von herausragender Bedeu-
tung. Sie trägt nachhaltig zur Identifikation der Einwohner und Bürger mit der Kommu-
ne bei, in der sie leben, und fördert das bürgerschaftliche Engagement in kommunalen 
Angelegenheiten. Das war auch ein Ergebnis der Enquete-Kommission 16/2 „Aktive 
Bürgerbeteiligung für eine starke Demokratie“, die eingehend vielfältige verschiedene 
Möglichkeiten der aktiven Bürgerbeteiligung in Rheinland-Pfalz untersucht hat (LT-
Drucksachen 16/1300, 16/2422, 16/4444). 
 
Neue technische Entwicklungen wie das Internet können in den Kommunen nach der 
bisherigen Gesetzeslage dafür jedoch nicht rechtssicher genutzt werden. Es besteht 
ein dringendes Bedürfnis nach Rechtssicherheit für diejenigen Kommunen, die Mittel 
der modernen Informationstechnologie zur Information ihrer Einwohner und Bürger 
einsetzen möchten. Den Kommunen muss die rechtliche Möglichkeit eröffnet werden, 
für ihre Einwohner und Bürger über die Teilnahme an öffentlichen Sitzungen der Ver-
tretungen und ihrer Ausschüsse hinaus weitere Gelegenheiten zur Kenntnisnahme 
lokaler Angelegenheiten zu schaffen. Im Interesse der Transparenz kommunalen 
Verwaltungshandelns und zur Stärkung der örtlichen Demokratie können so den Ein-
wohnern und Bürgern Informationen über kommunale Angelegenheiten auf vielfältige 
– auch digitale – Weise zugänglich gemacht werden. Die Einbeziehung der Einwohner 
und Bürger in das kommunale Geschehen kann durch die Möglichkeit eines erweiter-
ten Zugangs zu Informationen gestärkt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
sich das Verhältnis der Bevölkerung zu digitalen Informationsquellen in den letzten 
Jahren wesentlich intensiviert hat. Mittlerweile wird das Internet als Informationsquelle 
allgemein intensiv und häufig genutzt. Durch die technologischen Entwicklungen der 



 

 

vergangenen Jahre eröffnen sich für die Kommunen damit neue Wege der Verbrei-
tung wichtiger Informationen.  
 
Insbesondere Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen aus 
den öffentlichen Sitzungen der Gemeinderäte und ihrer Ausschüsse tragen dazu bei, 
den modernen elektronischen Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten und 
der rapide wachsenden Internetnutzung in der Bevölkerung Rechnung zu tragen und 
so die Effektivität der kommunalen Verwaltung zu erhöhen. 
 
 
B. Lösung 
 

Mehr Möglichkeiten zur Kenntnisnahme von kommunalen Entscheidungsprozessen 
durch die Einwohner und Bürger sind im Interesse der Transparenz kommunalen 
Verwaltungshandelns geboten, dienen aber auch dem Zweck, die örtliche Demokratie 
zu stärken. Hierzu sollen die Voraussetzungen für einen erweiterten Zugang der Ein-
wohner und Bürger zu Informationen geschaffen werden, indem Bild- und Tonübertra-
gungen sowie Bild- und Tonaufzeichnungen aus öffentlichen Sitzungen zugelassen 
werden können. 
 
Dabei obliegt es als Ausdruck des Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung 
jeder Kommune selbst, im Rahmen einer freiwilligen Entscheidung vor Ort Medienöf-
fentlichkeit im kommunalen Geschehen zuzulassen und durch Ausgestaltung der 
Hauptsatzung den besonderen Bedürfnissen vor Ort anzupassen. 
 
 

C. Alternativen 
 
Keine zur Zielsetzung. 
 
 
D. Kosten 
 
Der Gesetzentwurf hat keine qualifizierbaren unmittelbaren Auswirkungen auf die 
Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes oder der Kommunen.  
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...tes Landesgesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
 
 
Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz 

 
Die Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. 
S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 
90), BS 2020-1, wird wie folgt geändert: 
 
Dem § 35 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 
 
„Die Zulässigkeit von Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen 
in öffentlichen Sitzungen durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien kann in der 
Hauptsatzung geregelt werden. Gleiches gilt für vom Gemeinderat selbst veranlasste 
Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sit-
zungen. Im Übrigen sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen unbeschadet Rechte Dritter nur zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder 
des Gemeinderates zustimmen.“ 

 
 

Artikel 2 
Änderung der Landkreisordnung Rheinland-Pfalz 

 
 

Die Landkreisordnung in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 188), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 90), BS 2020-2, 
wird wie folgt geändert: 
 
Dem § 28 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 
 
„Die Zulässigkeit von Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen 
in öffentlichen Sitzungen durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien kann in der 
Hauptsatzung geregelt werden. Gleiches gilt für vom Kreistag selbst veranlasste Ton- 
und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sitzungen. 
Im Übrigen sind Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen un-
beschadet Rechte Dritter nur zulässig, wenn alle anwesenden Mitglieder des Kreista-
ges zustimmen.“ 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. 
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     Begründung 
 

I. Allgemeines 
 
Das vorliegende Gesetz schafft die Grundlage für eine rechtssichere Regelung der 
sogenannten Medienöffentlichkeit bei den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertre-
tungen. Diese durch die verstärkte Präsenz des Internets in allen Bereichen der Ge-
sellschaft immer bedeutsamere Frage soll ebenso wie in Hessen (§ 52 Abs. 3 der dor-
tigen Gemeindeordnung), Brandenburg (§ 36 Abs. 3 der dortigen Kommunalverfas-
sung) und Schleswig-Holstein (§ 35 Abs. 4 der dortigen Gemeindeordnung) gesetzlich 
geregelt werden. Dabei soll es den Mandatsträgern vor Ort obliegen, die Hauptsat-
zung entsprechend zu ändern, wenn sie Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und 
Tonübertragungen wollen. Die Kommunalparlamente erhalten somit eine neue Mög-
lichkeit, die Einwohner und Bürger am kommunalen Geschehen teilhaben zu lassen. 
Durch die für diese Entscheidung erforderliche qualifizierte Mehrheit (§§ 25 Abs. 2 
GemO, 18 Abs. 2 LKO) ist ein ausreichender Minderheitenschutz gewährleistet. 
 
II.  Zu Artikel 1 
 
Die Neuregelung normiert im Interesse der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit das 
Erfordernis einer Hauptsatzungsregelung als grundsätzliche Voraussetzung für die 
Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und Tonübertragungen in öffent-
lichen Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse und schafft gegenüber 
der sonst in jedem Einzelfall erforderlichen Zustimmung aller Betroffenen eine Erleich-
terung. Die Neuregelung ermöglicht dem Gemeinderat, in der Hauptsatzung Näheres 
zur Art und Weise von Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und Tonübertragungen 
durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien in den öffentlichen Sitzungen zu regeln 
und das Spannungsverhältnis zwischen dem Grundrecht der Medienfreiheit und dem 
Gesichtspunkt der Funktionsfähigkeit des Gemeinderates an die Verhältnisse vor Ort 
anzupassen. Bei der zusätzlichen Aufzählung von Bild- und Tonübertragungen hat der 
Gesetzgeber insbesondere an die Möglichkeit einer Übertragung mittels Webcam ge-
dacht. Die offene Formulierung soll zudem für die Zukunft sichern, dass auch andere 
der Presse und dem Rundfunk entsprechende Medien zur Verbreitung von Informati-
onen und zu sonstigen journalistischen Zwecken sowie alle üblichen und dem aktuel-
len Stand der Technik entsprechenden Instrumente der Berichterstattung von der Vor-
schrift erfasst werden. Die Neuregelung eröffnet zudem die Möglichkeit, vom Gemein-
derat selbst veranlasste Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und Tonübertragungen 
vorzunehmen. Damit wird auch an die Übertragung von Sitzungen mittels Livestream 
gedacht. Die Änderung des § 35 Abs. 1 GemO gilt über die entsprechenden Verwei-
sungsnormen auch für die Verbandsgemeinden (§ 64 Abs. 2 GemO) und die Aus-
schüsse (§ 46 Abs. 4 Satz 1 GemO).  
 
Durch eine entsprechende Medienberichterstattung kann die Transparenz der Ge-
meindepolitik und damit auch das Interesse und die Akzeptanz der Einwohner und 
Bürger erhöht werden. Zugleich wird dem Selbstverwaltungsgedanken Rechnung ge-
tragen, da der Gemeinderat über die Hauptsatzung die Bedingungen für die Zulässig-
keit der Aufzeichnungen und Übertragungen eigenständig regeln und an die Verhält-
nisse vor Ort anpassen kann. In Betracht kommen insbesondere Hauptsatzungsrege-
lungen zu Standort, Zeit, Dauer und Art der Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und 
Tonübertragungen und die Ausnahmen im Einzelfall.  
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Dadurch kann es entgegen der bisherigen Rechtslage dazu kommen, dass Aufzeich-
nungen gemacht werden dürfen, auch wenn ein einzelnes Mitglied des Gemeindera-
tes widerspricht. Diese Beeinträchtigungen sind grundsätzlich vertretbar, da der Ge-
meinderat nicht als Privatperson, sondern als Inhaber eines öffentlichen Amtes betrof-
fen ist. Als solcher muss er es hinnehmen, dass seine Auffassungen und Äußerungen 
in der Öffentlichkeit verbreitet werden. Auch entbindet das Recht zur Aufzeichnung 
und Übertragung nicht von den im Übrigen geltenden Rechtsvorschriften zur Siche-
rung des Persönlichkeitsrechts. Zudem haben Presse und Rundfunk besondere Sorg-
faltspflichten (vgl. §§ 7, 17 Landesmediengesetz) zu beachten. Dementsprechend 
wurde die Möglichkeit zur Öffnung durch die Hauptsatzung nicht auf jede Ton- und 
Bildaufzeichnung und -übertragung ausgeweitet. Während für Ton- und Bildaufzeich-
nungen und -übertragungen, welche vom Gemeinderat selbst veranlasst sind, das 
Gleiche gilt, bleibt es bei Aufzeichnungen und Übertragungen sonstiger Privater (z. B. 
von Interessengruppen) unbeschadet Rechte Dritter wie Mitglieder der Gemeindever-
waltung und Zuschauer bei dem Erfordernis der Zustimmung aller anwesenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung. Die mit „im Übrigen“ eingeleitete Regelung steht da-
mit für die Abgrenzung der Aufzeichnungen und Übertragungen sonstiger Privater von 
denen von Presse, Rundfunk und ähnlichen Medien sowie von denen, die auf eigene 
Veranlassung des Gemeinderates erfolgen.  
 
Diese Regelung greift darüber hinaus auch in dem Fall, dass keine Regelung in der 
Hauptsatzung zu Bild- und Tonaufnahmen und Ton- und Bildübertragungen getroffen 
wurde. Denn wenn der Gemeinderat von der Möglichkeit keinen Gebrauch macht, die 
Zulässigkeit für von ihm selbst veranlasste Bild- und Tonaufnahmen und Ton- und 
Bildübertragungen sowie jene der Presse, Rundfunk und ähnlicher Medien unter er-
leichterten Bedingungen zu regeln, bleibt es für alle nicht in der Hauptsatzung gere-
gelten Fälle unbeschadet Rechte Dritter bei dem Erfordernis der Zustimmung aller 
anwesenden Mitglieder des Gemeinderates. Der Gesetzgeber hat insoweit nur die 
Möglichkeit für eine erleichterte Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen und -
übertragungen eröffnet.   
 
III. Zu Artikel 2 
 
Die Landkreise sind gemäß § 1 Abs. 1 LKO Gebietskörperschaften und Gemeinde-
verbände mit dem Recht auf Selbstverwaltung, so dass die unter II. gemachten Aus-
führungen entsprechend gelten.  
 
Die Änderung des § 28 Abs. 1 LKO gilt über die entsprechende Verweisungsnorm 
auch für die Ausschüsse der Kreistage (§ 40 Abs. 4 Satz 1 LKO).  
 
 
IV. Zu Artikel 3 
 
Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
Für die Fraktion der  
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